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Kurztitel 

Internationaler Eisenbahnverkehr – Anhang B (CIM) 

Kundmachungsorgan 

BGBl. Nr. 225/1985 zuletzt geändert durch BGBl. III Nr. 122/2006 

Typ 

Vertrag – Multilateral 

§/Artikel/Anlage 

Art. 1 

Inkrafttretensdatum 

01.07.2006 

Abkürzung 

COTIF 

Index 

99/05 Eisenbahnen 

Text 

Titel I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Anwendungsbereich 

§ 1. Diese Einheitlichen Rechtsvorschriften gelten für jeden Vertrag über die entgeltliche 
Beförderung von Gütern auf der Schiene, wenn der Ort der Übernahme des Gutes zur Beförderung und 
der für die Ablieferung vorgesehene Ort in zwei verschiedenen Mitgliedstaaten liegen. Dies gilt ohne 
Rücksicht auf den Sitz und die Staatszugehörigkeit der Parteien des Beförderungsvertrages. 

§ 2. Diese Einheitlichen Rechtsvorschriften gelten auch für Verträge über die entgeltliche 
Beförderung von Gütern auf der Schiene, wenn der Ort der Übernahme des Gutes zur Beförderung und 
der für die Ablieferung vorgesehene Ort in zwei verschiedenen Staaten liegen, von denen nur einer 
Mitgliedstaat ist, und die Parteien des Vertrages vereinbaren, dass der Vertrag diesen Einheitlichen 
Rechtsvorschriften unterliegt. 

§ 3. Schließt eine internationale Beförderung, die Gegenstand eines einzigen Vertrages ist, in 
Ergänzung der grenzüberschreitenden Beförderung auf der Schiene eine Beförderung auf der Straße oder 
auf Binnengewässern im Binnenverkehr eines Mitgliedstaates ein, so finden diese Einheitlichen 
Rechtsvorschriften Anwendung. 

§ 4. Schließt eine internationale Beförderung, die Gegenstand eines einzigen Vertrages ist, in 
Ergänzung der Beförderung auf der Schiene eine Beförderung zur See oder eine grenzüberschreitende 
Beförderung auf Binnengewässern ein, so finden diese Einheitlichen Rechtsvorschriften Anwendung, 
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sofern die Beförderung zur See oder auf Binnengewässern auf Linien durchgeführt wird, die in die in 
Artikel 24 § 1 des Übereinkommens vorgesehene Liste der Linien eingetragen sind. 

§ 5. Diese Einheitlichen Rechtsvorschriften finden keine Anwendung auf Beförderungen zwischen 
Bahnhöfen auf dem Gebiet von Nachbarstaaten, wenn die Infrastruktur dieser Bahnhöfe von einem oder 
mehreren Infrastrukturbetreibern, die einem einzigen dieser Staaten zugehören, betrieben wird. 

§ 6. Jeder Staat, der Vertragspartei eines anderen mit diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften 
vergleichbaren Übereinkommens über die durchgehende internationale Beförderung von Gütern auf der 
Schiene ist und der einen Antrag auf Beitritt zum Übereinkommen stellt, kann sich dabei vorbehalten, 
diese Einheitlichen Rechtsvorschriften nur auf Beförderungen auf einem Teil der in seinem Gebiet 
gelegenen Eisenbahninfrastruktur anzuwenden. Dieser Teil der Eisenbahninfrastruktur muss genau 
bezeichnet sein und an eine Eisenbahninfrastruktur eines Mitgliedstaates anschließen. Hat ein Staat einen 
solchen Vorbehalt eingelegt, so gelten diese Einheitlichen Rechtsvorschriften nur, 

 a) wenn der im Beförderungsvertrag vorgesehene Ort der Übernahme des Gutes zur Beförderung 
oder der für die Ablieferung vorgesehene Ort sowie der vorgesehene Beförderungsweg zur 
bezeichneten Eisenbahninfrastruktur gehören, oder 

 b) wenn die bezeichnete Eisenbahninfrastruktur die Eisenbahninfrastruktur zweier Mitgliedstaaten 
verbindet und sie im Beförderungsvertrag als Beförderungsweg für einen Transitverkehr 
vereinbart wurde. 

§ 7. Der Staat, der einen Vorbehalt gemäß § 6 eingelegt hat, kann ihn jederzeit durch Mitteilung an 
den Depositar zurücknehmen. Die Rücknahme wird einen Monat nach dem Tag wirksam, an dem der 
Depositar die Mitgliedstaaten darüber unterrichtet hat. Der Vorbehalt wird wirkungslos, wenn das in § 6 
Satz 1 genannte Übereinkommen für diesen Staat außer Kraft tritt. 
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